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Terminhinweise

Donnerstag, 4. August, 11.30 Uhr, Grütznerstube im Rathaus

Bilanzpressekonferenz der GEWOFAG mit Oberbürgermeister Christian
Ude als Aufsichtsratsvorsitzendem und Gordona Sommer, Geschäfts-
führerin der GEWOFAG Holding GmbH.

Bürgerangelegenheiten

Montag, 8. August, 19.30 Uhr,

Gaststätte „Mehlfeld‘s“, Guardinistraße 98 a (barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 20 (Hadern). Zu Beginn der Sitzung fin-
det eine Bürgersprechstunde mit dem Vorsitzenden Johann Stadler statt.

Meldungen

Arbeiten am Denkmal auf dem Platz der Opfer des

Nationalsozialismus

(1.8.2011) Bei einer kürzlich vom Baureferat durchgeführten Wartung des
Denkmals auf dem Platz der Opfer des Nationalsozialismus wurde fest-
gestellt, dass der Brenner für die Flamme nach über 25 Jahren Dauerbe-
trieb in einem nicht mehr reparablen technischen Zustand ist. Aus diesem
Grund wird das Baureferat ab dem 3. August, abhängig von der Witterung,
für die Dauer von zirka drei Tagen den Brenner abstellen und austauschen.
Seit 1985 erinnert das Denkmal für die Opfer der nationalsozialistischen
Gewaltherrschaft, eine von Andreas Sobeck gestaltete Basaltsäule mit
einer immer brennenden Flamme hinter einem Bronzegitter, an die Verbre-
chen, die während des NS-Regimes verübt wurden. Der Entwurf für das
Denkmal am Platz der Opfer des Nationalsozialismus ging aus einem
Kunstwettbewerb hervor.
Der Stadtrat hat das Baureferat im September 2010 mit Planungen zur
Neugestaltung des Platzes auf der Grundlage des dem Stadtrat vorgeleg-
ten Konzeptes und unter Einbeziehung des Künstlers Andreas Sobeck be-
auftragt. Im Zuge der Baumaßnahmen wird das bestehende Denkmal
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dann mit dem bereits ausgetauschten Brenner für die Flamme neu plat-
ziert.
Informationen zum Konzept der Neugestaltung des Platzes der Opfer des
Nationalsozialismus unter www.muenchen.de/baureferat.

Erfolgreicher Abschluss der Qualifizierungsmaßnahme

„Grundschullehrkräfte für Erziehungsdienst“

(1.8.2011) Heute nehmen 41 Grundschullehrerinnen und -lehrer ihre Ab-
schlusszertifikate entgegen und werden ab sofort als „Grundschullehr-
kräfte im Erziehungsdienst” in Kindertageseinrichtungen arbeiten. Das
städtische Qualifizierungsprogramm, das im Januar als Modellprojekt
vom Referat für Bildung und Sport initiiert wurde, richtet sich an Bewerbe-
rinnen und Bewerber für den staatlichen Schuldienst an Grundschulen, die
noch keine feste Anstellung erhalten haben.
Das Curriculum der Weiterbildungsmaßnahme wurde vom Referat für Bil-
dung und Sport und dem Institut für Schul- und Unterrichtsforschung an
der Ludwig-Maximilians-Universität entwickelt und besteht aus einer min-
destens sechsmonatigen praktischen Tätigkeit in der Kindertageseinrich-
tung sowie theoretischen Fortbildungseinheiten in Kursen.
Die einzelnen Weiterbildungsmodule behandeln – immer bezogen auf die
Altersgruppe der Null- bis Zehnjährigen – Themen wie „Bildungsprozesse
anregen und begleiten“, „Verhalten beobachten und einschätzen“ oder
„Spracherziehung und Sprachförderung“.
Die Finanzierung erfolgt bisher komplett aus städtischen Mitteln. Selbst-
verständlich steht das Qualifizierungsprogramm auch für Personal aus
nichtstädtischen Kindertageseinrichtungen und aus Einrichtungen im Um-
land offen. Bei Teilnehmerinnen und Teilnehmern außerhalb des Stadtge-
biets übernimmt allerdings der jeweilige Träger die Kosten.

„Laim für Kinder – volle Fahrt voraus!“ Ein Angebot für die

Sommerferien

(1.8.2011) „Kinderorte im Stadtteil sichtbar machen – Spielorte (neu) ent-
decken“ – unter diesem Motto können Mädchen und Jungen aus dem
25. Stadtbezirk Laim ab sofort den ganzen Sommer lang ihren Stadtteil
unter die Lupe nehmen und auf seine Spielmöglichkeiten untersuchen. Bis
zum 20. September haben sie die Möglichkeit, als Stadtteil-Forscherinnen
und -Forscher auf Entdeckungstouren gehen. Allein, mit der Familie, mit
Freunden, in der Gruppe oder gar mit der ganzen Klasse – vielleicht eine
passende Idee, die Sommerferien einmal anders zu gestalten.

http://www.muenchen.de/baureferat
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Interessierte Mädchen und Jungen im Alter von sechs bis 14 Jahren kön-
nen ohne viel Aufwand gleich loslegen und die Orte, die sie besonders
spannend und attraktiv finden, genau dokumentieren. Erwachsene, die
Kinder dabei unterstützen wollen, die Ergebnisse aus den Forschertouren
gut sichtbar zu machen, können gerne mitmachen.
Im Büro der Kinderbeauftragten der Landeshauptstadt München gibt es
dazu kostenlos die passende Ausrüstung – das Aktions-Logo mit dem Slo-
gan „Laim für Kinder – volle Fahrt voraus!“, den „Laimer Stadtteil-Forscher-
Block“ für Kinder und eine Erwachsenen-Broschüre – auch in größerer
Stückzahl. Die Ergebnisse der Erkundungen werden im Büro der Kinderbe-
auftragten gesammelt und ausgewertet.
Mädchen und Jungen, die im 25. Stadtbezirk Laim wohnen, können sich
außerdem um einen Platz in der „Laimer Kinder-Jury“ bewerben. Die Jury
tagt am 12. September (letzter Ferientag). Sie entscheidet darüber, welche
Spielorte in Laim ein Gütesiegel verdienen und welche Menschen in Laim
für ihre herausragende Kinderfreundlichkeit besonders ausgezeichnet wer-
den sollen. Vorschläge für beide Wettbewerbs-Kategorien können nicht nur
von Kindern, sondern dürfen auch von Erwachsenen gemacht werden.
Rückmeldebögen für beide Kategorien sind im Internet zu finden unter:
www.muenchen.de/kinderbeauftragte.
Die Ergebnisse der Forschertouren und die Entscheidungen der Kinder-
Jury werden zum Weltkindertag am 20. September von den Kindern
selbst präsentiert. Die Veranstaltung zum Weltkindertag findet an diesem
Tag von 14 bis 18 Uhr, Am Laimer Anger, statt.
Der Bezirksausschuss des 25. Stadtbezirks Laim hat zugesichert, alle Er-
gebnisse – positive wie negative – sehr ernst zu nehmen. Anregungen
und Verbesserungsmöglichkeiten sind immer willkommen – auch über den
Weltkindertag 2011 hinaus. Ansprechpartnerinnen im Bezirksausschuss
sind Stefanie Junggunst, Vorsitzende des Unterausschusses Soziales/
Schule/Sport, und Lisbeth Haas, ehrenamtliche Kinder- und Jugendbeauf-
tragte des Bezirksausschusses 25.
Nähere Informationen, Illustrationsvorlagen und Materialien: Jana Fräd-
rich, Kinderbeauftragte der Landeshauptstadt München S-II-LK, Seve-
rinstraße 2/3. Stock, Telefon 2 33-2 01 91 oder 2 33-2 01 99, Fax 2 33-
2 01 90, E-Mail: kinderbeauftragte.soz@muenchen.de. Die Materialien
sind auch im Internet unter www.muenchen.de/kinderbeauftragte zu fin-
den.

http://www.muenchen.de/kinderbeauftragte
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SPD-Fraktion CSU-Fraktion Die Grünen/RL-Fraktion FDP-Fraktion

Herrn Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus

München, 01.08.2011

Rechtssicherheit in Aufsichtsratssitzungen

Antrag

Unterschieden nach obligatorischen und fakultativen Aufsichtsräten wird rechtsverbindlich 
geklärt,

• ob und ggf. wie Aufsichtsratsmitglieder, die an einer Sitzung nicht teilnehmen 
können, Stimmrecht übertragen oder Stimmbotschaft abgeben können.

• ob und ggf. welche Personen, die weder dem Aufsichtsrat noch der Geschäfts-
führung angehören, an Aufsichtsratssitzungen teilnehmen können, in welchem 
Umfang, zu welchen Tagesordnungspunkten, usw.

Begründung

In der Informationsveranstaltung für Aufsichtsratsmitglieder aus dem ehrenamtlichen 
Stadtrat am 8. April 2011 wurden Rechtsfragen aufgeworfen, die zum Teil zur bisherigen 
Praxis von Aufsichtsratssitzungen im Widerspruch stehen. Für Mitglieder von Aufsichts-
räten und Beschlussfassungen in Aufsichtsratssitzungen muss Rechtssicherheit gegeben 
sein.

gez. gez.
Alexander Reissl Josef Schmid
Stadtrat und Fraktionsvorsitzender Stadtrat und Fraktionsvorsitzender
SPD-Fraktion CSU-Fraktion

gez. gez.
Siegfried Benker und Lydia Dietrich Dr. Michael Mattar FDP
Stadtrat/Stadträtin und Fraktionsvorsitzende Stadtrat und Fraktionsvorsitzender
Fraktion B'90/Die Grünen-rosa Liste FDP-Fraktion



Dr. Georg Kronawitter       Manuel Pretzl

MITGLIEDER DES STADTRATS DER LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN

Herrn  
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München ANTRAG

01.08.11

Rechtliche Prüfung des Leistungsvertrags zwischen LHM und SWM / MVG

Der Stadtrat möge beschließen:

OB Ude wird  beauftragt,  ein  unabhängiges  Rechtsgutachten  einzuholen,  das  den
Vertrag zwischen LHM und SWM / MVG dahingehend überprüft, inwiefern der heuti-
ge Status der Beauftragung der MVG mit von der LHM bezahlten Zusatzaufgaben
rechtlich  zwingend notwendig  ist  oder  ob  der  Vertrag  auch  so  ausgelegt  werden
kann, dass bei der konkurrenzfreien Gesamtüberlassung des Münchner ÖVs (außer
der S-Bahn und den MVV-Regionalbussen) an SWM / MVG nicht nur �Rosinen� ge-
pickt, sondern auch �Kröten� geschluckt werden müssen. 

Das könnte bedeuten, dass sich die MVG nicht jede von ihr deklarierte Zusatzleis-
tung von der  Stadt  vollumfänglich bezahlen lassen kann, ohne dass auch nur  an-
satzweise ein Einblick in die Kalkulationsgrundlagen der MVG möglich ist.

Aus Sicht der CSU ist z. B. im Vertrag überhaupt nicht eindeutig geklärt, inwiefern
die MVG auf der Basis des Vertrags zwischen LHM und MVG berechtigt ist, nach der
Inbetriebnahme  eines  zusätzlichen  U-Bahnastes  das  Oberflächennetz  praktisch
nach eigenem Gusto zu beschneiden. 

Begründung:
Es sei  zunächst  festgestellt, dass es im Grunde eine große Zufriedenheit  mit  den
Leistungen der MVG gibt. Hierfür gebührt vor allem dem SWM-/MVG-Personal Dank.

Massiven Ärger macht jedoch die starre Haltung der MVG-Spitze, wenn es Konflikte
mit Gruppen von Fahrgästen gibt, wie z. B. den Bewohnern eines dichtbesiedelten
Moosacher Wohnquartiers, denen die MVG ÖV-Angebote wegnimmt. 

In solchen Fällen hält die MVG die Hand auf, um aus ihrer Sicht überflüssige Zusatz-
aufgaben zu leisten.

CSU-Fraktion, Rathaus, Marienplatz 8; 80331 München; Tel.: 233 92650; Fax: 29 13 765 www.wzim.de



Aus Sicht  der  CSU muss aber  hier  gelten:  wer �A�  zu einer ausschreibungsfreien
Wahrnehmung des gesamten innerstädtischen ÖVs sagt, um dem Prinzip der kom-
munalen Daseinsvorsorge uneingeschränkt Rechnung zu tragen, muss auch �B� sa-
gen und damit  jene Bus-Linien weiter bedienen, die nicht zuletzt  aus demographi-
schen Gründen und Gründen der Inklusion eine originäre Versorgungsfunktion dar-
stellen.

Der angesprochene Vertrag ist hier ausgesprochen unklar, weil er ja eigentlich den
status quo des  zum Vertragszeitpunkt  bestehenden ÖV-Netzes und  ÖV-Angebots
festschreibt, aber die Frage der Anpassungssystematik nach einer Netzerweiterung
nicht beantwortet.

gez. gez.
Dr. Georg Kronawitter Manuel Pretzl
Stadtrat Stadtrat



Richard Quaas

MITGLIED DES STADTRATS DER LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN

Herrn 
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München   ANFRAGE

01.08.11

Belästigungen durch Spendendrückerkolonnen

Seit vielen Monaten werden in der Innenstadt tagtäglich Passanten durch angebliche
Spendensammler belästigt, die an exponierten Orten, wie z.B. an der Diener-/Alten
Hofstraße oder bei den Fünf Höfen in der Theatinerstraße, versuchen, gutgläubigen
Menschen Geld für kranke Kinder (scheinbar mit einem ähnlichen Logo wie für �ein
Herz für Kinder�) aus den Taschen zu ziehen. Es ist zu beobachten, dass offenbar
ganz erhebliche Summen im Laufe so eines �Sammelzyklus� zusammenkommen.
Dabei wird von diesen Drückerkolonnen auch teilweise mit so robuster �Anmache�
vorgegangen, dass sich immer wieder, so Angesprochene nur mit einem Geldgabe
�aus der Affäre� ziehen können. Die Rechtslage, dagegen einschreiten zu können,
ist hier wohl schwierig, insbesondere nach einer Neufassung des Sammlungsgeset-
zes. Der Polizei, die das Treiben laufend im Sinne der Bürger beobachtet, sind viel-
fach, bei der Vorgehensweise solcher �Geldsammelhaie� die Hände gebunden. Zu-
mindest bei einem Teil dieser Spendendrücker liegt dieser Sammlung aber kein ge-
meinnütziger Zweck zugrunde, so dass hier eine Sondernutzung städtischen Grun-
des im Raum steht, die auf jeden Fall genehmigungspflichtig ist und hier könnte die
Stadt ggf. die Genehmigung versagen.

Ich frage deshalb den Oberbürgermeister:

1. Was gedenkt die Stadt aktuell für Maßnahmen zu ergreifen, um Besucher und
Bürger unserer Stadt vor den �Spendensammelaktionen� solcher, oben be-
schriebenen Drückerkolonnen für fragwürdige Zwecke und Organisationen zu
schützen?

2. Wer prüft, bzw. kontrolliert, ob diese vorgeblichen Spendensammler für einen
gemeinnützige Organisation sammeln?

3. Ist es richtig, dass für Straßensammlungen von Organisationen, die nicht als
gemeinnützig anerkannt sind, zumindest eine Sondernutzungserlaubnis
benötigt wird?

CSU-Fraktion,
Rathaus, Marienplatz 8; 80331 München; Tel.: 233 92650; Fax: 29 13 765; 

 email: kontakt@richardquaas.de  , Tel.: dienstlich 210 140-53  wzim.de



4. Erteilt die Stadt Sondernutzungserlaubnisse für Sammelaktionen von nicht
gemeinnützigen Organisationen und wenn ja, warum und unter welchen
Voraussetzungen?

5. Wer prüft, was mit den Einnahmen aus solchen Sammelaktionen, die in
München stattfinden, geschieht und wie werden diese ggf. steuerlich
behandelt?

6. Liegt bei der Straßensammlung für eine nicht gemeinnützige Organisation
evtl. ein gewerblicher Hintergrund vor und kommt dabei ggf. eine Gewerbe-
steuerpflicht in Betracht?

7. Wird geprüft, ob bei den � bekannten - Organisationen, die sich solcher
Drückerkolonnen in München bedienen, eine Gewerbeanmeldung vorliegt?

8. Wenn ja, wurde und wird bislang in diesen Fällen in München oder anderen
Orten auch Gewerbesteuer gezahlt? (Antwort auf 7 kann ggf. nichtöffentlich
erfolgen)

9. Kann und darf die Stadt die Bürgerinnen und Bürger vor �Spenden� an solche
fragwürdigen Organisationen, die auch nicht gemeinnützig sind und sich
solcher Drückerkolonnen bedienen, warnen?

10.Wenn ja, also wenn es eine rechtliche Möglichkeit dazu gibt, was unternimmt
die Stadt, damit die Bürger davor gewarnt werden, dass sie ihr Geld nicht gut-
gläubig an solche fragwürdigen Organisationen und Drückerkolonnen geben,
anstatt, wie eigentlich gewollt, wirkliche Not und wirkliches Leid mit ihrer
Spende an eine anerkannte Institution zu lindern versuchen?

Richard Quaas, Stadtrat
stv. Fraktionsvorsitzender  

 



Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
Marienplatz 8
80331 München

Anfrage
01.08.2011

Eine zweite Synagoge für München – was gibt´s Neues?

Vor einigen Monaten machten Berichte über Pläne für eine von Daniel Libeskind zu
gestaltende zweite Münchner Synagoge die Runde. Als Standort war ein Grundstück
an der Reitmorstraße im Lehel im Gespräch. Den in der Öffentlichkeit bekannt ge-
wordenen Aufrißskizzen zufolge soll die neue Synagoge, die auch ein jüdisches
Gemeindezentrum umfassen soll, stattliche 21 Meter hoch sein. Im Mai wollte sich
Presseberichten zufolge Stadtbaurätin Merk zu den Plänen noch nicht äußern, und
der Sprecher des Planungsreferats wies darauf hin, daß es für das Synagogenpro-
jekt noch keinen „gültigen Bebauungsplan“ gebe. Dieser müßte vor einer
Genehmigung des Projekts erst durch den Stadtrat geändert werden, zudem müsse
die jüdische Gemeinde ein „belastbares Finanzierungskonzept“ vorlegen.

Angesichts der vorangerückten Zeit erscheint es angebracht, sich nach dem aktuel-
len Stand des Projekts zu erkundigen.

Ich frage den Oberbürgermeister:

1. Ist die liberale jüdische Gemeinde mittlerweile mit konkreten Standort- und/oder
Unterstützungswünschen für das Libeskind-Synagogenprojekt an die Stadt herange-
treten? Wenn ja, wann und wie?

2. Inwieweit hat die liberale Gemeinde mittlerweile ein „belastbares Finanzierungs-
konzept“ vorgelegt?

3. Welche Position vertritt der BA 1 Altstadt-Lehel bezüglich des von der liberalen
Gemeinde als Synagogenstandort ins Gespräch gebrachten Grundstücks an der
Reitmorstraße? Gibt es inzwischen alternative Standortüberlegungen?

Karl Richter, Stadtrat

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München, E-Mail: karl.richter@web.de l www.auslaenderstopp-muenchen.de
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